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Unterhaltspflicht, Wesentliche Veränderung der Verhältnisse
Sachverhalt

Herr B. ist Vater von drei Kindern und war mit der Mutter der Kinder, Frau L. nicht verheiratet. Es wurden Unterhaltsverträge für alle Kinder abgeschlossen und von der VB genehmigt. Seit der Trennung zahlt er regelmässig die Alimente von CHF 1'961 für alle drei Kinder. Frau L. erhält ergänzend dazu Sozialhilfe. 

Nun hat sich Herr B. bei uns gemeldet und uns informiert, dass er aufgrund von Restrukturierungen beim Arbeitgeber die Stelle wechseln muss und ab Mai nur noch CHF 5'000.00 und nicht mehr wie bisher CHF 6'500.00 brutto verdienen wird. Es werde ihm nicht mehr möglich sein, die bisherigen Alimente zu zahlen und er möchte den Betrag anpassen lassen.

Meine Fragen: 
Wenn ich die Broschüre zum neuen Scheidungsrecht richtig interpretiere, kann die VB einen abgeänderten Unterhaltsvertrag genehmigen, wenn kein neuer Vertrag zustande kommt, muss der Vater beim Gericht eine Neufestsetzung verlangen. Sehe ich das richtig?

Ab wann kann der Unterhalt reduziert werden? Kann bei den vorliegenden Voraussetzungen sofort nach Stellenwechsel eine Reduktion erfolgen oder muss eine gewisse Zeit abgewartet werden, um von einer dauernd veränderten wirtschaftlichen Situation reden zu können? 

Was wird bei der Berechnung des neuen Betrags berücksichtigt (Grundbedarf, Miete, Krankenkasse etc.)? Zum Bruttolohn kommen noch je nach Monat unterschiedlich hohe Nacht- oder Feiertagszulagen (das war schon beim jetzigen Arbeitsverhältnis der Fall). 

Erwägungen

1. Der Unterhaltsbeitrag bemisst sich nach Art. 285 ZGB, d.h. nach den Kriterien:

· Bedürfnisse des Kindes

· Lebensstellung der Eltern

· Leistungsfähigkeit der Eltern

· Vermögen und Einkünfte des Kindes

· Betreuungsanteil der beiden Eltern.

2. Wenn sich die Verhältnisse, welche der ursprünglichen Beitragsbemessung zugrunde gelegt wurden, erheblich verändern, ist auch der Unterhaltsbeitrag entsprechend anzupassen. Was erheblich ist, beurteilt sich nach richterlichem Ermessen i.S. von Art. 4 ZGB unter Würdigung aller massgeblichen Gesichtspunkte (BSK ZGB I-Breitschmid N 11 zu Art. 286). Auf Seiten des Pflichtigen fallen qualifizierte veränderte wirtschaftliche Umstände wie Arbeitslosigkeit und sonstige Einkommensrückgänge ohne Einflussmöglichkeiten des Pflichtigen in Betracht (a.a.O. N 13; BGE 5C.27/2004). Dabei fallen bei bescheidenen Einkommen schon kleine Veränderungen eher ins Gewicht als bei hohen Einkommen (Hausheer/Spycher, Handbuch Unterhaltsrecht RZ 09.42). 


3. Veränderungen sind jedoch nur beachtlich, wenn sie nicht vom Schuldner freiwillig (oder gar in der Absicht, den Unterhaltsanspruch zu schmälern) herbeigeführt worden sind. Der Schuldner soll die Folgen der seine Lebensführung betreffenden Entscheide selber tragen und nicht auf seine Unterhaltsgläubiger abwälzen. (BGE 108 II 30 E. 7; Hausheer/Spycher, RZ 09.131). 


4. Ob gegenüber der ursprünglichen Beitragsbemessung eine erhebliche Veränderung der Verhältnisse eingetreten sei, bedarf demnach der Klärung, auf welcher Grundlage die Unterhaltsbeiträge seinerzeit bemessen worden sind. Dazu müssen die Sachverhaltsfeststellung und die Erwägungen des Gerichts beziehungsweise der Vormundschaftsbehörde (oder allenfalls der Anwälte im Rahmen der Konventionsverhandlungen) beigezogen werden.


5. Zu Ihren Fragen:

a. Kann die VB einen abgeänderten Unterhaltsvertrag genehmigen, und muss, wenn kein neuer Vertrag zustande kommt, der Vater beim Gericht eine Neufestsetzung verlangen?
Das ist zutreffend. Wenn sich die Eltern einig sind und die Lösung den Kindesinteressen gerecht wird, können sowohl gerichtlich festgelegte als auch vormundschaftsbehördlich genehmigte Unterhaltsbeiträge mit Genehmigung der Vormundschaftsbehörde vertraglich abgeändert werden (Art. 134 Abs. 3 und 287 Abs. 2 ZGB; BSK ZGB I-Breitschmid N 8 zu Art. 286).


b. Ab wann kann der Unterhalt reduziert werden? Kann bei den vorliegenden Voraussetzungen sofort nach Stellenwechsel eine Reduktion erfolgen oder muss eine gewisse Zeit abgewartet werden, um von einer dauernd veränderten wirtschaftlichen Situation reden zu können? 
Der Beweis der dauernden und erheblichen Veränderung der Verhältnisse obliegt dem Kindsvater. Wie er diesen Beweis erbringt, ist seine Sache: Erklärung des Arbeitgebers, Arztzeugnis etc. Die Reduktion der Leistungsfähigkeit darf nicht auf Böswilligkeit, Bequemlichkeit, Nachlässigkeit oder andere ähnliche – auf Freiwilligkeit basierende – Gründe zurückzuführen sein.

Der Zeitpunkt der veränderten Verhältnisse kann bei entsprechender Beweisführung sofort eintreten. Dabei ist allerdings zu beachten, der die Reduktion des Unterhaltsbeitrages zulasten des Kindes – im Gegensatz zur Festsetzung oder zur Erhöhung des Unterhaltsbeitrages -  nicht rückwirkend auf ein Jahr, sondern immer erst ab Klageeinreichung auf die Zukunft hin durchgesetzt werden kann (BGE 127 III 503 und 128 III 305 E. 6: kritisch dazu BSK ZGB I-Breitschmid N 7 zu Art. 286). Die Ausführungen von Breitschmid dürften wohl erlauben, die Abänderungen jedenfalls auf den Zeitpunkt des Begehrens des Unterhaltspflichtigen bei der Vormundschaftsbehörde zu vereinbaren.


c. Was wird bei der Berechnung des neuen Betrags berücksichtigt (Grundbedarf, Miete, Krankenkasse etc.)? Zum Bruttolohn kommen noch je nach Monat unterschiedlich hohe Nacht- oder Feiertagszulagen (das war schon beim jetzigen Arbeitsverhältnis der Fall). 
Wie dargestellt müssen Sie der neuen Beitragsberechnung dieselben Kriterien zugrunde legen wie der ursprünglichen. Der Vater hat also zu beweisen, welche dieser Faktoren dauernd und ohne sein Verschulden sich erheblich verändert haben. Dem Einkommen sind sämtliche Zulagen zuzurechnen. Falls Sie die Darstellungen und die Beweisführung des Vaters nicht zu überzeugen vermögen (die Interessen der Kinder werden ja wahrscheinlich von der Mutter vertreten, weshalb vor allem auch sie einverstanden sein muss), muss der Vater die Herabsetzung seines Unterhaltsbeitrages beim Gericht einklagen.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 19. März 2008
PAGE  
1

[image: image1.png]